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Liebe Mandanten und  
Geschäftspartner,

auf den folgenden Seiten erlauben wir uns,  
Sie über die neusten Entwicklungen des  
Steuerrechts zu informieren. Haben Sie  

Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe oder 
 zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns  an.  

Wir beraten Sie gern.

Lohnsteuer		  10.10.2019

Kirchensteuer		  10.10.2019

Solidaritätszuschlag	 10.10.2019

Umsatzsteuer		  10.10.2019

Steuertermine  
im Monat Oktober

Sozialversicherung	 28.10.2019
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Newsdienst
Aktuelles aus den Bereichen Steuern, Recht und Wirtschaft im Monat Oktober 2019.

Einkommensteuer

Firmenwagenbesteuerung: Zuzah-
lungen des Arbeitnehmers können 
geldwerten Vorteil mindern
Nutzungsentgelte und andere Zuzahlun-
gen des Arbeitnehmers an den Arbeitgeber 
für die private Nutzung eines betrieblichen 
Fahrzeugs mindern den Wert des geldwer-
ten Vorteils aus der Nutzungsüberlassung. 
In Höhe der Zuzahlungen fehlt es insoweit 
an einer Bereicherung des Arbeitneh-
mers. Ob der geldwerte Vorteil nach der 
1 %-Regelung oder der Fahrtenbuchme-
thode ermittelt wird, ist ohne Bedeutung. 
Voraussetzung für die Kürzung ist, dass 
der Arbeitnehmer die getragenen Kosten 
belegen kann.

Die Finanzverwaltung lässt die Kürzung 
der zu den Gesamtkosten des Fahrzeugs 
gehörenden Kosten zu. Dazu gehören 
z. B. Treibstoffkosten, Wartungs-  und 
Reparaturkosten, Kraftfahrzeugsteuer, 
Fahrzeugversicherungen und Aufwen-
dungen für die Wagenpflege. Nicht zu 
berücksichtigen sind u. a. Straßenbe-
nutzungsgebühren, Parkgebühren und 
Aufwendungen für Insassen- und Un-
fallversicherungen, weil sie nicht zu den 
Gesamtkosten des Fahrzeugs gehören.

Das Finanzgericht Münster lässt eine 
Minderung des geldwerten Vorteils nur für 
solche vom Arbeitnehmer getragenen Kos-
ten zu, die aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen notwendig und zur Erfül-
lung einer arbeitsvertraglichen Regelung 
erforderlich sind. Freiwillig übernommene 
Kosten gehörten nicht dazu.

Im Urteilsfall hatte ein Arbeitnehmer die 
auf eine Garage entfallenden anteiligen 
Kosten seines selbstbewohnten Hauses 
vom geldwerten Vorteil mindern wollen, 
obwohl die Verpflichtung fehlte, den Dienst-
wagen in einer Garage unterzustellen. Das 
Gericht versagte die Kürzung des Vorteils, 
weil es sich um eine freiwillige Leistung 
gehandelt habe.

Erste Tätigkeitsstätte nach dem 
Reisekostenrecht 
Nichtselbstständig Beschäftigte können 
beruflich veranlasste Fahrtkosten grund-
sätzlich in Höhe ihres tatsächlichen Auf-
wands oder pauschal mit 0,30 € je ge-

fahrenen Kilometer als Werbungskosten 
abziehen. Für den Weg zwischen Wohnung 
und dem Arbeits- oder Dienstort („erste 
Tätigkeitsstätte“) besteht jedoch eine Aus-
nahme. Hier kann nur die Entfernungspau-
schale von 0,30 € je Entfernungskilometer 
steuermindernd geltend gemacht werden. 
Seit 2014 bestimmt sich die erste Tätig-
keitsstätte anhand der arbeitsvertragli-
chen oder dienstrechtlichen Zuordnung 
durch den Arbeitgeber. Zuvor kam es auf 
den qualitativen Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Arbeitnehmers an.

Der Bundesfinanzhof hat in mehreren 
Urteilen klargestellt, dass der qualitative 
Schwerpunkt der Tätigkeit keine Rolle mehr 
spielt. Eine erste Tätigkeitsstätte kann nach 
dem ab 2014 geltenden Rechtsverständnis 
schon vorliegen, wenn der Arbeitnehmer 
am Ort der ersten Tätigkeitsstätte zumin-
dest in geringem Umfang Tätigkeiten zu 
erbringen hat. Das können etwa Schreib-
arbeiten oder auch Dienstantrittsbespre-
chungen sein. Auch kommt ein großflä-
chiges und entsprechend infrastrukturell 
erschlossenes Gebiet als (großräumige) 
erste Tätigkeitsstätte in Betracht. Darun-
ter können bspw. Flughäfen, Werksanlagen 
oder Bahnhöfe fallen.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Neuregelung hat der Bundesfinanzhof nicht.

Keine Abzugsfähigkeit von Badreno-
vierungskosten als Aufwendungen 
für das häusliche Arbeitszimmer
Bildet das häusliche Arbeitszimmer den 
Mittelpunkt der gesamten beruflichen und 
betrieblichen Betätigung, können die Kos-
ten dafür unbeschränkt steuermindernd 
geltend gemacht werden. Abzugsfähig sind 
diejenigen Kosten, die direkt dem Arbeits-
zimmer zuordenbar sind, sowie anteilige 
Aufwendungen für das ganze Gebäude. Sie 
sind nach dem entsprechenden Flächen-
verhältnis aufzuteilen.

Fallen dagegen Kosten für die Renovie-
rung eines Raums an, der ausschließlich 
oder mehr als in nur untergeordnetem 
Umfang privaten Wohnzwecken dient, wie 
beispielsweise das Bad, sind diese Kosten 
nicht abziehbar. Das bestätigte der Bun-
desfinanzhof. Nur allgemeine Gebäude-

kosten, wie etwa Gebäudeabschreibung, 
Schuldzinsen oder eine Dachreparatur, sind 
aufzuteilen und anteilig abzugsfähig.

Anscheinsbeweis bei privater 
Pkw-Nutzung
In einem vom Niedersächsischen Finanz-
gericht entschiedenen Fall behauptete ein 
Steuerpflichtiger, er habe den betrieblichen 
Pkw nicht für Privatfahrten genutzt. Privat-
fahrten seien ausschließlich mit einem zum 
Privatvermögen gehörenden vergleichba-
ren Fahrzeug durchgeführt worden.

Da aber dieses Fahrzeug auch von der 
Ehefrau des Steuerpflichtigen genutzt 
wurde, bezweifelten die Richter, dass das 
Privatfahrzeug dem Steuerpflichtigen zur 
uneingeschränkten privaten Nutzung stän-
dig zur Verfügung stand. Die aus der allge-
meinen Lebenserfahrung abgeleitete Ver-
mutung, dass ein betrieblicher Pkw auch 
zu privaten Zwecken genutzt wird, kann nur 
durch Beweismittel (z. B. ordnungsgemä-
ßes Fahrtenbuch) erschüttert werden.

Da der Beweis des ersten Anscheins der 
Privatnutzung des betrieblichen Fahrzeugs 
durch Gegenbeweis weder entkräftet noch 
erschüttert wurde, muss der Steuerpflich-
tige die Versteuerung nach der 1 %-Rege-
lung akzeptieren.

Beteiligung eines Einzelunterneh-
mers an einer Kapitalgesellschaft 
als notwendiges Betriebsvermögen
Ist ein Einzelgewerbetreibender an einer 
Kapitalgesellschaft beteiligt und dient die 
Beteiligung dazu, den Absatz von Dienst-
leistungen des Einzelgewerbetreibenden zu 
fördern, gehört die Beteiligung zu seinem 
notwendigen Betriebsvermögen. Erforder-
lich ist eine dauerhafte und intensive Ge-
schäftsbeziehung zwischen Einzelunter-
nehmen und Beteiligungsgesellschaft. Eine 
ausgeschüttete Dividende führt dann nicht 
zu Einkünften aus Kapitalvermögen, son-
dern ist den Einkünften aus Gewerbebetrieb 
des Einzelunternehmers zuzurechnen.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass die Bedeutung der Beteiligung aus 
Sicht des Einzelunternehmens (und nicht 
der Kapitalgesellschaft) zu beurteilen ist. 
Daher ist auch unerheblich, ob die Kapi-
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Gewinn oder umsatzabhängige 
Veräußerungsgewinne entstehen 
erst bei Realisation des  
Veräußerungsentgelts
Veräußert eine Kapitalgesellschaft Antei-
le an einer anderen Kapitalgesellschaft, 
entsteht der Veräußerungsgewinn grund-
sätzlich im Zeitpunkt der Veräußerung. Dies 
gilt unabhängig davon, ob der vereinbarte 
Kaufpreis sofort fällig, in Raten zahlbar 
oder langfristig gestundet ist und wann der 
Verkaufserlös dem Veräußerer tatsächlich 
zufließt. Der Veräußerungsgewinn ist damit 
regelmäßig stichtagsbezogen auf den Ver-
äußerungszeitpunkt zu ermitteln.

Bei gewinn- oder umsatzabhängigen 
Kaufpreisforderungen kann der Gewinn je-
doch nicht auf den Veräußerungszeitpunkt 
ermittelt werden, da er von der zukünftigen 
Ertrags- bzw. Umsatzentwicklung abhän-
gig ist. In diesem Fall ist auf die Realisati-
on des Veräußerungsentgelts abzustellen.  

D. h., der Veräußerungsgewinn entsteht 
Jahr für Jahr im Zeitpunkt des Zuflusses 
des entsprechenden Entgelts.

Die vorgenannten Grundsätze gelten 
gleichermaßen im Einkommen- und  
Körperschaftsteuerrecht.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Abfärbewirkung gewerblicher  
Beteiligungseinkünfte einer  
Personengesellschaft 
Erzielt eine Personengesellschaft neben 
nicht gewerblichen Einkünften auch originär 
gewerbliche Einkünfte oder Einkünfte aus 
der Beteiligung an einer anderen gewerb-
lichen Personengesellschaft, greift die sog. 
Abfärbewirkung. Das heißt, ihre gesamten 
Einkünfte gelten als solche aus Gewer-
bebetrieb. In dem vom Bundesfinanzhof 
entschiedenen Fall erzielte eine KG haupt-
sächlich Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung sowie aus Kapitalvermögen. 

Daneben erzielte sie aber auch geringfügi-
ge gewerbliche Einkünfte aus Beteiligungen 
an anderen Personengesellschaften. In dem 
Fall, in dem eine Personengesellschaft nur 
geringfügige originär gewerbliche Tätigkei-
ten ausführt, kommt es nicht zur Abfärbung. 
Die KG war der Ansicht, dass dies auch für 
geringfügige gewerbliche Beteiligungsein-
künfte gelten müsse.

Dem widersprach der Bundesfinanzhof. 
Er entschied, dass gewerbliche Beteili-
gungseinkünfte unabhängig von ihrem Um-
fang immer zur Umqualifizierung nicht ge-
werblicher Einkünfte führen. Im Hinblick auf 
die Gewerbesteuer sei die Abfärbewirkung 
aufgrund gewerblicher Beteiligungsein-
künfte aber nur dann verfassungsgemäß, 
wenn die infolge der Abfärbung gewerb-
lichen Einkünfte nicht gewerbesteuerbar 
sind. Nur so werden Personengesellschaf-
ten gegenüber Einzelunternehmern nicht 
schlechter gestellt.

Unternehmen

Mietvertrag zwischen Lebensgefähr-
ten steuerlich nicht anzuerkennen 
Ein Mietvertrag zwischen Lebensgefährten 
über die hälftige Nutzung der gemeinsam 
bewohnten Wohnung hält einem Fremdver-
gleich nicht stand und ist steuerlich nicht 
anzuerkennen. So sieht es jedenfalls das 
Finanzgericht Baden-Württemberg.

Die Eigentümerin einer Immobilie mit 

mehreren Wohnungen nutzte die im Ober-
geschoss befindliche Wohnung gemeinsam 
mit ihrem Lebensgefährten. Dieser über-
wies monatlich einen als Miete bezeichne-
ten Betrag. Aus einer schriftlichen Vereinba-
rung ergab sich, dass die Mitbenutzung der 
Wohnung mit einem festen Betrag inklusive 
Nebenkosten zu vergüten sei.

Aus der Vermietung dieser Wohnung 

erklärte die Überlassende einen Verlust, 
den das Finanzamt nicht berücksichtigte. 
Das Finanzgericht hat sich dieser Meinung 
angeschlossen und festgestellt, dass das 
Mietverhältnis keinem Fremdvergleich 
standhalte und somit steuerlich nicht an-
zuerkennen sei. Solche Mieteinnahmen 
seien als nicht zu berücksichtigende Bei-
träge zur gemeinsamen Haushaltsführung 

talgesellschaft über einen eigenen, vom 
Einzelunternehmen unabhängigen Ge-
schäftsbetrieb verfügt. Maßgeblich für die 
Bewertung der Bedeutung der Beteiligung 
ist nicht der Gewinn, sondern der aus der 
GmbH-Beteiligung resultierende Umsatz.

Im entschiedenen Fall waren ein Einzel-

unternehmer zu 100 % an der B-GmbH, 
und diese wiederum zu 100 % an der A- 
und C-GmbH beteiligt. 99,9 % seines Um-
satzes tätigte der Einzelunternehmer mit 
den drei Gesellschaften, insbesondere mit 
der C-GmbH, für die er Werbeaufträge und 
Beratungsleistungen übernahm. Dass die 

dauerhaften und intensiven Geschäftsbe-
ziehungen überwiegend zur C-GmbH und 
nicht zur B-GmbH bestanden haben, ist für 
die Einordnung als notwendiges Betriebs-
vermögen unerheblich, da die B-GmbH die 
C-GmbH beherrscht hat.

Berücksichtigung von Gehalts-
nachzahlungen beim Elterngeld 
Das Bundessozialgericht hat entschieden, 
dass nachgezahlter laufender Arbeitslohn, 
welchen der Elterngeldberechtigte außer-
halb der für die Bemessung des Eltern-
gelds maßgeblichen zwölf Monate vor 
dem Monat der Geburt des Kinds erarbei-
tet hat, die Bemessungsgrundlage für das 

Elterngeld erhöhen kann. Entscheidend ist, 
dass der nachgezahlte Arbeitslohn dem 
Elterngeldberechtigten innerhalb dieser 
zwölf Monate zugeflossen ist.

Der für die Berechnung des Elterngelds 
maßgebliche Zwölf-Monats-Zeitraum um-
fasste im entschiedenen Fall die Monate Juli 
2013 bis Juni 2014. Obwohl die Mutter des 
Kinds von ihrem Arbeitgeber im August 2013 

noch eine Gehaltsnachzahlung für Arbeiten 
erhielt, die sie im Juni 2013 erbracht hatte, 
ließ der Arbeitgeber diese Nachzahlung bei 
der Bemessung des Elterngelds außen vor.

Zu Unrecht, wie das Bundessozialge-
richt entschied. Entscheidend war, dass 
der Betrag für Juni 2013 der Mutter noch 
während des Bemessungszeitraums zu-
geflossen war.

Arbeitnehmer/Arbeitgeber
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Entschädigung bei verspätetem 
Anschlussflug außerhalb der EU 
Fluggäste haben unter bestimmten Vo-
raussetzungen Anspruch auf Entschä-
digung bis zu 600 € gegen die Fluglinie, 
wenn sich die Ankunft am Zielort um drei 
Stunden oder mehr verspätet. Das gilt für 
Flüge innerhalb, in die und aus der Euro-
päischen Union (EU).

Der Gerichtshof der Europäischen Uni-
on hat entschieden, dass der Anspruch auf 
Entschädigung auch bei einem verspäteten 

Anschlussflug außerhalb der EU besteht. 
Voraussetzung ist, dass die Flüge in einer 
einzigen Buchung gebucht wurden.

Im entschiedenen Fall hatte ein Fluggast 
bei einer tschechischen Fluglinie einen Flug 
von Prag nach Bangkok gebucht, bei dem 
eine Zwischenlandung in Abu Dhabi vorge-
sehen war. Die tschechische Fluglinie ab-
solvierte den ersten Teilflug pünktlich. Den 
zweiten Teilflug von Abu Dhabi nach Bang-
kok führte Etihad Airways im Rahmen einer 
Codesharing Vereinbarung aus. Es kam zu 

einer verspäteten Ankunft in Bangkok von 
über acht Stunden.

Der Gerichtshof stellte fest, dass der 
Fluggast die tschechische Fluglinie auf die 
Ausgleichszahlung in Anspruch nehmen 
kann. Diese kann nicht geltend machen, 
dass der zweite Teilflug außerhalb der 
EU stattfand und von einer außereuropä-
ischen Fluglinie durchgeführt wurde. Es 
steht ihr lediglich offen, Regress bei Etihad 
Airways zu suchen.

Sonstiges

ist eine Kooperation aus eigenständigen, also recht-
lich selbstständigen Steuerkanzleien, Rechtsan-
waltskanzleien und Wirtschaftsprüfungskanzleien.
Mandatsverhältnisse werden mit der jeweiligen 
Kanzlei und nicht mit dem Kooperationsverbund 
geschlossen. 

Die Mitgliedskanzleien der HSP GRUPPE koope-
rieren u. a. in den Bereichen IT, Datenschutz und 
Datensicherheit,  Personalmanagement, Marketing, 
fachlicher Austausch und gemeinsame Fachveran-
staltungen, Qualitätssicherung sowie wechselsei-
tige fachliche Unterstützung bei Bedarf und vorhe-

riger Zustimmung des Rat suchenden Mandanten. 
Zur Wahrung der Verschwiegenheitspflicht ist eine 
wechselseitige Einsichtnahme in Daten ohne Ein-
willigung des Mandanten technisch ausgeschlossen. 
Unsere Mandanten profitieren jedoch von der brei-
ten Wissensbasis in den vorgenannten Bereichen.

Die HSP GRUPPE

Änderung eines bestandskräftigen 
Steuerbescheids durch Bescheid 
der Denkmalschutzbehörde 
Eheleute hatten in ihrer Einkommensteuer-
erklärung zu Sonderabschreibungen führen-
de Aufwendungen durch Baumaßnahmen 
an einem unter Denkmalschutz stehen-
den Gebäude nicht geltend gemacht. Die 

Einkommensteuerbescheide wurden be-
standskräftig. Bescheinigungen der Denk-
malbehörde wurden erst nach Rechtskraft 
der Einkommensteuerbescheide ausgestellt 
und dem Finanzamt mit dem Antrag auf Be-
rücksichtigung der sich dadurch ergebenden 
Sonderabschreibungsbeträge eingereicht. 
Das Finanzamt lehnte die nachträgliche Än-

derung der Einkommensteuerbescheide ab.
Dagegen verpflichtete der Bundesfi-

nanzhof das Finanzamt zur Änderung 
der Bescheide. Nach dem Urteil ist die 
Bescheinigung der Denkmalbehörde ein 
Grundlagenbescheid mit Bindungswirkung 
für den Einkommensteuerbescheid. Er ist 
deshalb zu ändern.

Verfahrensrecht

anzusehen. Somit seien auch die damit im 
Zusammenhang stehenden Aufwendungen 
für eine solche Wohnung nicht abzugsfähig.

Keine Mietminderung, wenn Mieter 
Mängelbeseitigung ablehnt
Weigert sich der Mieter, die Beseitigung von 
Mängeln durch den Vermieter oder von ihm 

beauftragte Handwerker zu dulden, ist er ab 
diesem Zeitpunkt grundsätzlich zu keiner 
Mietminderung berechtigt.

Nach Auffassung des Bundesgerichts-
hofs entfällt ein mögliches Zurückbehal-
tungsrecht in der Weise, dass einbehaltene 
Beträge sofort zurückzuzahlen sind und von 
den ab diesem Zeitpunkt fälligen Mieten 

kein Einbehalt mehr zulässig ist. Dies gilt 
auch dann, wenn der Mieter die Mängel-
beseitigung unter Berufung auf einen an-
hängigen Rechtsstreit über rückständige 
Miete im Rahmen eines Prozesses mit dem 
Rechtsvorgänger des Vermieters verwei-
gert, da er den mangelhaften Zustand aus 
Gründen der Beweissicherung erhalten will.
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